
Stadt Zürich 
Gemeinderat 

Motion 

GR Nr. 2015/ 406 

16. Dezember 2015 

Von Christina Schiller (AL) 
Und Alan David Sangines (SP) 

Der Stadtrat wird aufgefordert dem Gemeinderat eine Vorlage zur Streichung von Art. 19 Abs. 3 
der PGVO (für die Nutzung des öffentlichen Grundes wird eine Benutzungsgebühr erhoben) vorzu­
legen. 

Begründung: 

Die kritischen Argumente, welche anlässlich der gemeinderätlichen Debatte vor dem Erlass 
der PGVO angeführt wurden, haben sich bestätigt. Mit dieser Bestimmung wurde eine unver­
hältnismässige Bürokratie aufgebaut, der fast kein Nutzen gegenüber steht. Die ersten Aus­
wertungen haben ergeben, dass die Sexarbeiterlnnen zum Teil lieber illegal anschaffen oder 
den Bezug des Tickets umgehen. Dies führt zu vermehrten Kontrollen und zu vielen Verzei­
gungen. Eines der Hauptanliegen der PGVO - der Schutz der Sexarbeiterlnnen - wurde damit 
jedenfalls nicht gefördert. 

Antrag auf gemeinsame Behandlung mit der Weisung GR-NR. 2015/151 


